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Far die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichwort:

Zusatzversorgung im Backerhandwerk

Gesetze:

BetrAVG § 1 Zusatzversorgung; Tarifvertrag (iber die Errichtung einer
Zusatzversorgungskasse fur das Backerhandwerk in der Fassung vom

30. August 1996 § 5, Anlage §§ 1, 2, 3, 6

Leitsatz:

Ein Arbeitnehmer hat einen vollen Beihilfeanspruch nach §5 des
allgemeinverbindlichen Tarifvertrages uber die Errichtung einer Zusatz-
versorgungskasse fir das Backerhandwerk nur dann, wenn er - abgese-
hen von Zeiten der Arbeitslosigkeit - bis unmittelbar vor Eintritt des
Versorgungsfalles - in einem Betrieb des Backerhandwerks beschaftigt

war.
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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 431/02

8 Sa 60/02
Landesarbeitsgericht
Kéln

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
26. August 2003
Kaufhold, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle
In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

PP

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mindlichen Verhandlung
vom 26. August 2003 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht
Dr. Reinecke, die Richter am Bundesarbeitsgericht Kremhelmer und Bepler sowie die
ehrenamtlichen Richter Hauschild und Dr. Kaiser fir Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Landesar-
beitsgerichts Kéln vom 15. Mai 2002 - 8 Sa 60/02 - wird zu-
rickgewiesen.

2. Der Klager hat die Kosten der Revision zu tragen.

Tatbestand

Die Parteien streiten um die Hohe des Anspruchs des Klagers auf Beihilfe
nach dem allgemeinverbindlichen Tarifvertrag tber die Errichtung einer Zusatzversor-
gungskasse fir das Béckerhandwerk vom 20. Februar 1970 idF des Anderungsvertra-
ges vom 30. August 1996 nebst Anlagen.

Der Klager ist am 24. Februar 1950 geboren. Er war seit dem 1. April 1963
insgesamt 325 Monate in Betrieben beschéftigt, welche als Backereibetriebe bei der
beklagten Zusatzversorgungskasse, einer gemeinsamen Einrichtung der Tarifvertrags-
parteien, gefihrt werden. Diese Beschaftigungszeit war gelegentlich kurzfristig durch
Zeiten von Arbeitslosigkeit unterbrochen. Vom 1. Dezember 1989 bis zum 30. April
1990 und zuletzt vom 1. Januar 1993 bis zum 15. Juli 1994 war der Kiager bei einer W
P KG in B beschatftigt, die bei der Beklagten nicht als Mitglied gefiihrt wird. Die Partei-
en streiten darlber, ob es sich auch hier um ein Unternehmen des Backerhandwerks
handelt. Ausweislich einer Auskunft aus dem Gewerberegister ist Gegenstand des
Gewerbes dieses Unternehmens ,Backerei und Konditorei, Einzelhandel mit Wurstwa-
ren, Feinkost und Lebensmittein, Stehcafé®.

Der Klager war seit dem 16. Juli 1994 arbeitslos und arbeitsunfahig krank. Ab
dem 1. November 1996 bezog er aus der gesetzlichen Rentenversicherung zunachst
eine Berufsunfahigkeitsrente, dann ab dem 1. August 2000 eine Erwerbsunfahigkeits-
rente.

Mit seiner Klage hat der Klager von der Beklagten die Zahlung einer tarifver-
traglichen Beihilfe zur Erwerbsunfahigkeitsrente ab dem 1. August 2000 in Héhe von
monatlich 76,00 DM (= 38,86 Euro) verlangt. Er hat sich hierfir auf den Tarifvertrag
Uber die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse fir das Backerhandwerk vom
20. Februar 1970 idF des Anderungstarifvertrages vom 30. August 1996 gestiitzt (im
folgenden: TV), der im hier wesentlichen lautet:
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.§ 5 Leistungsbedingungen

Die Zusatzversorgungskasse gewahrt an sozialversicherungs-
pflichtig beschéftigte Arbeitnehmer, die bei Antragstellung eine
ununterbrochene Beschaftigung in Betrieben des Backerhand-
werks von mindestens 10 Jahren erreicht haben, Beihilfen zur
Erwerbsunfahigkeitsrente oder zum Altersruhegeld.

Wenn der Beginn der Erwerbsunfahigkeitsrente oder des Alters-
ruhegeldes (Versicherungsfall) bis zum 31. 12. 1991 eingetre-
ten ist, betragt die Beihilfe

70,-- DM je Monat.

Tritt der Versicherungsfall nach dem 31. 12. 1991 ein, betragt
die Beihilfe zur Erwerbsunféhigkeitsrente oder zum Altersruhe-
geld

58,-- DM je Monat, wenn der Versicherungsfall vor Vollendung
des 61. Lebensjahres des Arbeitnehmers eintritt, ...

Die Anspruchsvoraussetzungen der Leistungsgewéahrung, das
Antragsverfahren und die Verwendung von Uberschiissen der
Kasse sind in der Anlage zu diesem Tarifvertrag geregelt. ...*

In der angesprochenen Anlage zum Tarifvertrag heiBt es ua.:

,§ 1 Leistungsgewéhrung

1.  Die ,Zusatzversorgungskasse' gewahrt Beihilfen zur Er-
werbsunfahigkeitsrente oder zum Altersruhegeld im Sinne
der sozialen Rentenversicherung. Eine Leistungspflicht
tritt ein (Versicherungsfall), wenn ein Arbeitnehmer nach
dem 31. Dezember 1971

a) erstmalig eine der zuvorgenannten Renten erhélt
und
b) die Wartezeit erfilit hat. ...

5. ... Die Bestimmungen des § 2 sind dann als erfillt anzu-
sehen, wenn die dort festgelegten Wartezeiten bis zum
Beginn des Rentenbezugs abgeleistet wurden. ...

§ 2 Wartezeiten

Die Wartezeit ist erfiillt, wenn der Versicherte unmittelbar vor
Eintritt des Versicherungsfalles mindestens zehn Jahre unun-
terbrochen in einem Arbeitsverhaltnis zu Betrieben des Backer-
handwerks gestanden hat.
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Als Unterbrechung gelten nicht folgende nachgewiesene Zei-
ten:
a) Arbeitslosigkeit, ...

Diese Zeiten werden jedoch bei der Berechnung der Wartezeit
nicht mitgerechnet. ...

§ 3 Unverfallbarkeit des Leistungsanspruchs und Erlé-
schen des Versicherungsverhiltnisses

1.  Scheidet ein Versicherter aus einem Betrieb im Geltungs-
bereich der Zusatzversorgungskasse nach dem 21. De-
zember 1974 und vor Eintritt des Versicherungsfalles aus,
so behdlt er eine Anwartschaft auf den unverfallbaren Teil
der in § 1 Ziff. 1 aufgefuhrten Beihilfe, wenn er bei seinem
Ausscheiden aus dem Geltungsbereich der Kasse

a) das 35. Lebensjahr vollendet hat

b) und entweder die Versorgungszusage fir ihn min-
destens 10 Jahre bestanden hat oder der Beginn
der Zugehdrigkeit zu ein und demselben Betrieb des
Backerhandwerks mindestens 12 Jahre zuruckliegt
und die Versorgungszusage fur ihn mindestens
3 Jahre bestanden hat. Als Zeitpunkt der Erteilung
der Versorgungszusage gilt der Versicherungsbe-
ginn, frGhestens jedoch der Beginn der Betriebszu-
gehdrigkeit.

2. Der unverfallbare Teil der Beihilfe betragt bei einer unun-
terbrochenen Dauer des Arbeitsverhédltnisses geman
Ziff. 1 ...
nach 20 Jahren - 50 v. H. ...
der in § 1 Ziff. 1 aufgefuhrten Beihilfe. ...

4. Scheidet ein Versicherter vor Eintritt des Versicherungs-
falles aus dem Geltungsbereich der Zusatzversorgungs-
kasse aus, ohne die Voraussetzungen aus der Ziff. 1 (un-
verfallbarer Teilanspruch) erfllit zu haben, so endet das
Versicherungsverhdltnis ...

§ 6 Verwendung von Uberschiissen

... Zusétzlich zu der im § 5 Abs. 1 des Tarifvertrages genannten
Beihilfe wird, befristet nach MaBgabe der hierfir zur Verfligung
stehenden Mittel aus der Rickstellung fir Beitragsruckerstat-
tung, ein Betrag gezahlt. Dieser betragt ab 1. Januar 1990 min-
destens 18 DM monatlich. ...

Der Klager hat geltend gemacht, ihm stehe die volle Beihilfe von 76,00 DM

monatlich zu. Seine Tatigkeit bei der W P KG sei innerhalb des Geltungsbereichs des

Tarifvertrages erfolgt, weil es sich insoweit um einen Betrieb gehandelt habe, der

W
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Uberwiegend Brot, Brotchen, sonstiges Kleingeback und feine Backwaren sowie Torten
herstelle und vertreibe. Im Ubrigen komme es hierauf aber nicht ein-mal an, weil er die
erforderliche Wartezeit von zehn Jahren unbestritten in Betrieben des Béackerhand-
werks zurlickgelegt habe. Es sei nicht erforderlich, daB auch seine letzte Berufstétig-
keit vor Eintritt des Versorgungsfalles in einem solchen Betrieb stattgefunden habe.

Das Arbeitsgericht hat dem Klager auf der Grundlage von § 3 der Anlage eine
monatliche Beihilfe zur Erwerbsunfahigkeitsrente in Héhe von 38,00 DM sowie Ruck-
stande in der Gesamth6he von 304,00 DM fir die Zeit bis zum 31. Méarz 2001 zuer-
kannt zum Tarifvertrag und die Klage im Gbrigen abgewiesen. Mit seiner Berufung hat
der Klager zuletzt sihnngemaB beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn Uber die erstinstanzlich zuer-
kannten Anspriche hinaus

weitere 304,00 DM nebst 9,26 % Zinsen aus 76,00 DM ab dem
1. Oktober 2000 sowie aus 114,00 DM ab dem 1. Januar 2001
sowie aus weiteren 114,00 DM ab dem 1. April 2001 zu zahlen
und

fur die Zeit ab dem 1. April 2001 monatlich eine Beihilfe zur Er-
werbsunfahigkeitsrente (ber die erstinstanzlich zuerkannten
38,00 DM monatlich in Hohe von insgesamt 76,00 DM monat-
lich, zahlbar vierteljahrlich nachtraglich fur jeweils drei Monate,
zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Berufung zuriickzuweisen. Bei der W P KG
handele es sich nicht um einen Arbeitgeber des Backerhandwerks, weshalb der Klager
die Wartezeit fiir einen vollen Beihilfeanspruch nicht erfillt habe.

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Klégers gegen den klageab-
weisenden Teil des Urteils erster Instanz zuriickgewiesen. Mit der zugelassenen Revi-
sion strebt der Klager weiterhin die Zahlung der vollen Beihilfe an, und zwar nunmehr
beziffert fur die Zeit bis zum 31. August 2002.

Entscheidungsgriinde

Die Revision des Kiagers hat keinen Erfolg. Das Landesarbeitsgericht hat zu
Recht darauf erkannt, daB ihm nicht mehr als die in erster Instanz rechtskraftig nach
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§ 3 Abs. 2 der Anlage zum TV zuerkannten 50 % der vollen Beihilfe aus § 5 TV iVm.
§§ 1, 6 der Anlage zum TV zustehen.

A Die Revision des Klagers ist zuldssig, obwohl er seinen Sachantrag in der
Revision erweitert hat. Er hat nur den Bezugszeitraum fur die ihm nach seiner Auffas-
sung zustehende hdhere Beihilfe von der Zeit bis zum 31. Marz 2001 auf die Zeit bis
zum 31. August 2002 erweitert und eine entsprechende Verzinsung verlangt. Es han-
delt sich mithin nur um eine auch in der Revisionsinstanz noch statthafte Klageerweite-
rung nach § 264 Nr. 2 ZPO, bei der der geanderte Antrag auf den vom Landesarbeits-
gericht festgesteliten Sachverhalt gestiitzt wird (BAG 26. Mai 1993 - 4 AZR 149/92 -
AP AVR § 12 Diakonisches Werk Nr. 2 = EzA BGB § 242 Betriebliche Ubung Nr. 28;
Germelmann/Matthes/Prtting/Miiller-Glége ArbGG 4. Aufl. § 74 Rn 27; ArbGV-Diwell
§ 73Rn. 47 1.).

B. Die Revision ist aber unbegriindet. Der Klager hat die Voraussetzungen fir
einen vollen Beihilfeanspruch nach § 5 TV iVm. § 6 der Anlage nicht erfillt, weil er die
nach § 2 der Anlage erforderliche Wartezeit nicht auch unmittelbar bis zum Eintritt des
Versicherungsfalles nicht zurlickgelegt hat.

l. Der Klager geht zu Recht davon aus, daB sich in seinem Fall der volle Beihil-
feanspruch auf 38,86 Euro (76,00 DM) monatlich beliefe. Da er bei Beginn des Bezu-
ges der gesetzlichen Erwerbsunfahigkeitsrente am 1. August 2000, dem Versiche-
rungsfall, erst 50 Jahre alt war, betriige der Vollanspruch aus § 5 TV 58,00 DM; hinzu
kédmen 18,00 DM aus § 6 der Anlage.

Il Der volle Beihilfeanspruch, den der Kiager mit seiner Klage verfolgt, setzt aber
voraus, daB der Berechtigte eine zehnjahrige Wartezeit in Betrieben des Backerhand-
werks zurickgelegt hat und bis zum Eintritt des Versicherungsfalles in einem Betrieb
des Béackerhandwerks beschéftigt war (§ 2 der Anlage). Dies hat das Landesarbeitsge-
richt zutreffend angenommen.

1. Die Voraussetzungen des vollen Beihilfeanspruchs, dessen Teil der Uber-
schuBzuschiag nach § 6 der Anlage ist, sind entsprechend der Verweisung in § 5
Abs. 5 TV in der Anlage geregelt. Sie kennt zwei unterschiedliche Leistungen, den
Vollanspruch, dessen Leistungsvoraussetzungen in § 2 festgelegt sind, und einen sog.
unverfallbaren Teil, geregelt in § 3. Der Vollanspruch verlangt entgegen der Auffassung
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des Klagers, daB der Berechtigte bis unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles in
einem Betrieb des Backerhandwerks beschaftigt war.

a) Dies ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des § 2. Die Bestimmung ist kilar
und eindeutig gefaBt. Es mag sein, das Geregelte ware noch deutlicher zum Ausdruck
gekommen, wenn es dort hieBe, da die Wartezeit fir den Vollanspruch nur dann er-
falit ist, ,wenn der Versicherte unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles und min-
destens zehn Jahre ununterbrochen in einem Arbeitsverhdltnis zu Betrieben des Béak-
kerhandwerks gestanden hat‘. Was die Tarifvertragsparteien regeln wollten, kommt
aber auch in dem von ihnen gewahiten Wortlaut eindeutig zum Ausdruck. Ein Arbeit-
nehmer des Backerhandwerks hat den vollen Beihilfeanspruch im Alter nur dann, wenn
die von ihm zuriickgelegte, mit Téatigkeiten in einem Betrieb des Backerhandwerks be-
legte Wartezeit von nicht zu bericksichtigenden Zeiten der Arbeitslosigkeit abgesehen,
bis an den Versicherungsfall, also Versorgungsfall, heranreicht. Kdme es nur auf eine
irgendwann zuriickgelegte zehnjahrige Wartezeit im Backerhandwerk an, wie der Kla-
ger meint, gébe es fir den Einschub ,unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalles*
keinen erkennbaren Sinn. DaB Wartezeiten nach Eintritt des Versicherungsfalles zu-
rickgelegt werden, ist ausgeschlossen. Wenn dann die Tarifvertragsparteien noch ein
~unmittelbar” einschieben, kann dies nur den Sinn haben, daB Voraussetzung fur den
Vollanspruch eine Beschaftigungszeit im Backerhandwerk bis zum Versicherungsfall
ist.

Dafir spricht auch, daB die Tarifvertragsparteien flr den Beihilfeanspruch eine
ununterbrochene Wartezeit in Betrieben des Béckerhandwerks verlangen. Es ware
kaum verstandlich, daB, sieht man einmal von dem besonderen Fall des § 3 der Anla-
ge ab, eine Unterbrechung der Tétigkeit im Béackerhandwerk zwar zum Verlust der bis
dahin erreichten Wartezeit fiir den Vollanspruch fihren soll, ein Wechsel aus dem Bak-
kerhandwerk in eine andere Tatigkeit auBerhalb dieses Handwerks vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalles aber folgenlos bliebe.

b) Die Richtigkeit des Auslegungsergebnisses von § 2 der Anlage wird durch § 3
der Anlage bestatigt. Dort ist der Fall geregelt, den der Kldger § 2 mit der Rechtsfolge
eines Vollanspruchs zuordnet, der aber nur zu einem Teilanspruch in dem vom Ar-
beitsgericht zuerkannten Sinne fihrt. In § 3 geht es um die Fallgestaltung, daB der
Versicherte vor Eintritt des Versicherungsfalles aus einem Betrieb des Béackerhand-
werks ausscheidet. Wie sich aus § 3 Abs. 1 und § 2 Abs. 2 Buchst. a der Anlage ergibt,
meinen die Tarifvertragsparteien mit dem Ausscheiden aus einem Betrieb des Béacker-
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handwerks die Aufnahme einer Tatigkeit auBerhalb des Geltungsbereichs des TV, also
auBerhalb des Backerhandwerks. Die Beendigung der Tatigkeit fir einen Betriecb des
Backerhandwerks allein hat in diesem Sinne noch nicht das Ausscheiden aus dem
Béackerhandwerk zur Folge. Wird der Versicherte im AnschluB arbeitslos und arbeitet
danach wieder in einem Béackereibetrieb, zahlt zwar die Zeit der Arbeitslosigkeit nicht
bei der Berechnung der Wartezeit; sie unterbricht aber nicht Zugehérigkeit zum Bak-
kerhandwerk. Mit der Aufnahme der neuen Tatigkeit l1auft die Wartezeit weiter. Damit
kommt § 3 der Anlage nur zur Anwendung, wenn der Versicherte eine Tatigkeit auBer-
halb des Backerhandwerks aufnimmt. In diesem Fall raumt die Bestimmung unter den
dort genannten Voraussetzungen wegen der bis zum Ausscheiden aus dem Geltungs-
bereich des TV zurlickgelegten Beschaftigungszeit einen unverfallbaren Teilanspruch
ein, nicht aber den vom Klager geltend gemachten Vollanspruch. Letzterer setzt eine
Tatigkeit im Backerhandwerk als letzte Berufstéatigkeit vor Eintritt des Versicherungs-
falles voraus.

2. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht angenommen, daB diese in § 2 der
Anlage aufgestellte Voraussetzung fir den vollen Beihilfeanspruch nicht im Wider-
spruch zu § 5 TV steht. § 5 spricht diesen Gesichtspunkt zwar nicht selbst an. Er be-
stimmt in Abs. 5, der auf die Anlage verweist, aber ausdriicklich, daB dort auch die
Anspruchsvoraussetzungen geregelt werden und macht diese Regelungen so zu ei-
nem Teil der tarifvertraglichen Regelung.

3. Wirksamkeitsbedenken gegen die Regelung des § 2 der Anlage aus hoher-
rangigem Recht sind nicht erkennbar. Der Senat hat im Hinblick auf die Gestaltungs-
freiheit der Tarifvertragsparteien auch die im Grundsatz ahnlichen Regelungen zur Zu-
satzversorgung im Baugewerbe nicht beanstandet (24. April 2001 - 3 AZR 329/00 -
BAGE 97, 301 = AP TVG § 1 Tarifvertrdge: Bau Nr. 243 mit zust. Anm. Zachert). Fir
die vorliegende Tarifregelung kann nichts anderes gelten.
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. Fir einen Vollanspruch aus § 2 der Anlage hat der Kiager nicht ausreichend
vorgetragen. Er hat nicht dargelegt, daB seine letzte Arbeitgeberin vor dem Versiche-
rungsfall, die W P KG, ein Unternehmen des Backerhandwerks war. Dies hat das Lan-
desarbeitsgericht ohne Rige durch den Klager zutreffend angenommen.

Reinecke Kremhelmer Bepler

G. Hauschild Kaiser

JLaw — Gesetze und Urteile o e Available on the
Kostenlos (mobile App) > Google play D App Store

Uber 200 Gesetze " . —
Uber 100.000 Urteile JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

19)1() 19p JI2 ], YONY SIOMUIH

OYIN ‘P eLY §§ YoeU Juequaje( S[e puls Sun

1ZInyosad

JLaw — Gesetze und Urteile JR— Ava..ame on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Im Namen des Volkes!


	URTEIL

	Tatbestand

	„§ 5 Leistungsbedingungen

	„§ 1 Leistungsgewährung

	§ 2 Wartezeiten

	§3 Unverfallbarkeit des Leistungsanspruchs und Erlöschen des Versicherungsverhältnisses


	Entscheidungsgründe



